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Beihilfenrechtliche Absicherung der ProJob Rheingau-Taunus GmbH 
 
Bitte beachten Sie die „Hinweise zu unserer Stellungnahme“ am Ende dieses Schreibens hinsichtlich des 
Ausschlusses unserer Haftung gegenüber Dritten. 
 
Sehr geehrter Herr Vay, 
 
wir nehmen Bezug auf unsere Mandatsvereinbarung mit Datum vom 22. Oktober 2015. 
 
Wunschgemäß nehmen wir Stellung zum Stand der beihilferechtlichen Absicherung der ProJob Rheingau 
Taunus GmbH und zu der Erforderlichkeit einer weiteren beihilferechtlichen Absicherung durch ein 
Notifizierungsverfahren bei der EU-Kommission.  
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Nur vom Adressaten zu öffnen 
Rheingau-Taunus-Kreis 
Fachdienst Controlling/Beteiligungen 
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Hinweise zu dieser Stellungnahme 
 
Diese Stellungnahme beruht auf den uns überlassenen Unterlagen und mündlich erteilten Auskünften. Für 
den Fall, dass der dieser Stellungnahme zu Grunde liegende Sachverhalt oder die getroffenen Annahmen 
unzutreffend sind oder sich ändern, kann sich dies auf die Gültigkeit der Aussagen dieser Stellungnahme 
auswirken. 
 
Diese Stellungnahme beruht auf dem Rechtsstand zum Zeitpunkt des Datums dieser Stellungnahme und 
gibt unsere Interpretation der relevanten gesetzlichen Bestimmungen und die hierzu ergangene 
Rechtsprechung wieder. 



 
Im Zeitablauf treten Änderungen bei Gesetzen, der Interpretation von Rechtsquellen sowie in der 
Rechtsprechung ein. Derartige Änderungen können eine Fortschreibung dieser Stellungnahme erforderlich 
machen. 
 
Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass wir ohne gesonderten Auftrag nicht verpflichtet sind, diese 
Stellungnahme auf Grund einer Änderung der zu Grunde liegenden Fakten bzw. Annahmen oder 
Änderungen in der Gesetzgebung oder Rechtsprechung zu überprüfen und gegebenenfalls fortzuschreiben. 
 
Diese Stellungnahme wurde ausschließlich für unseren Mandanten im Rahmen der mit unserem 
Mandanten geschlossenen Mandatsvereinbarung erstellt. Eine Weitergabe ist unter den in der 
Mandatsvereinbarung genannten Bedingungen zulässig. Sie ist nicht dazu bestimmt, Dritten als 
Entscheidungsgrundlage zu dienen. Dritten gegenüber übernehmen wir keinerlei Verpflichtungen, 
Verantwortung oder Sorgfaltspflichten (keine Dritthaftung), es sei denn, wir haben einem Dritten 
gegenüber im Vorhinein schriftlich etwas Abweichendes bestätigt. 
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